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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Kaffeesteuergesetzes 

— Drucksache 1441 — 

und über den von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Aufhebung der Kaffeesteuer 

— Drucksache 2437 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) 


i. 

In der 111. Vollversammlung am 4. Mai 1960 hat 
der Deutsche Bundestag den Initiativgesetzentwurf 
der Fraktion der SPD — Drucksache 1441 — , mit 
dem gefordert wurde, die am 1. Januar 1959 zum 
Ausgleich der EWG-Zollsenkung eingeführte Kaffee- 
steuererhöhung rückgängig zu machen, an den 
Finanzausschuß und gemäß § 96 der Geschäftsord- 
nung an den Haushaltsausschuß überwiesen. 

An dieselben Ausschüsse überwies dann der 
Deutsche Bundestag in seiner 144. Vollversammlung 
am 22. Februar 1961 den weiter gehenden Initiativ- 
gesetzentwurf der Fraktion der SPD — Drucksache 
2437 — , der die Aufhebung der Kaffeesteuer in drei 
Stufen vorschlägt. 

Der Finanzausschuß hat sich mit dem zuerst einge- 
brachten Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 
29. September 1960, mit dem später vorgelegten in 
seiner Sitzung am 15. Juni 1961 befaßt. In der 
Sitzung am 15. Juni 1961 erklärten die Antragsteller 
den Gesetzentwurf — Drucksache 1441 — er- 
ledigt, da er inhaltlich vom weiter gehenden Antrag 
— Drucksache 2437 — konsumiert sei. 


II. 

Die besondere Schwierigkeit bei der Diskussion 
über die Frage der Senkung bzw. Aufhebung der 
Kaffeesteuer liegt darin, daß dieses Thema unter 
verschiedenen teilweise miteinander konkurrieren- 


den Gesichtspunkten betrachtet und gewertet wer- 
den kann: dem wirtschaftlichen, dem finanz- und 
haushaltspolitischen und dem politisch-psycholo- 
gischen. 

Unter dem wirtschaftlichen Aspekt war zunächst 
die Frage zu erörtern, ob die Höhe der Kaffeesteuer 
entscheidenden Einfluß auf den Kaffeeabsatz habe. 
Unbestritten ist der festzustellende Trend zur - — 
auch bei gleichbleibendem Kleinverkaufspreis — 
Konsumausweitung. Wie der Kaffeeverbrauch zu- 
sätzlich ansteigen würde, wenn die Kaffeesteuer 
gesenkt bzw. abgeschafft würde, kann nur geschätzt 
werden. Bei diesen Überlegungen ist allgemein 
unterstellt worden, daß eine Steuersenkung bzw. 
-aufhebung sich in Anbetracht der scharfen Kon- 
kurrenz beim Kaffeehandel auf den Endverbraucher- 
preis auswirken werde. 

Dem Ausschuß lag die Schätzung des IFO-Instituts 
vor, wonach eine zusätzliche Absatzsteigerung von 
8 v. H. als Folge der Aufhebung der Kaffeesteuer zu 
erwarten sei. Die Annahme, daß der Kaffeeverbrauch 
noch kräftiger ansteigen würde, wird auch mit dem 
Argument vertreten, daß der Pro-Kopf-Verbrauch in 
der Bundesrepublik mit 3,11 kg Rohkaffee im Jahr 
noch wesentlich unter dem Pro-Kopf-Verbrauch der 
nach den Verbrauchsgewohnheiten mit der Bundes- 
republik vergleichbaren Länder liege. Schließlich 
spielte in der Diskussion auch die sozialpolitische 
Überlegung eine Rolle, daß eine Kaffeepreissen- 
kung einkommensschwachen Bevölkerungskreisen 
zugute kommen würde. 
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Gegen die Anträge auf Senkung bzw. Beseitigung 
der Kaffeesteuer ist immer wieder das fiskalische 
Moment ins Feld geführt worden, der Bund könne 
nicht ohne wesentliche Beeinträchtigung seines Haus- 
halts auf diese Einnahmequelle — sie wird für 1961 
mit 750 Mio DM veranschlagt — verzichten. Die 
Befürworter einer Senkung der Kaffeesteuer ver- 
sprachen sich zwar (auch mit Hinweis auf die seiner- 
zeitigen Erfahrungen mit der Schaumweinsteuer) 
eine gewisse Kompensation der Steuersenkung durch 
den zu erwartenden Mehrverbrauch; daß aber im 
Falle einer Aufhebung der Kaffeesteuer ein nennens- 
wertes Äquivalent durch Erhöhung des Aufkommens 
an Zoll, Umsatzausgleichsteuer und Umsatzsteuer 
nicht erreicht werden könnte, ist selbstverständlich. 

Aber auch aus rein fiskalischen Erwägungen über- 
geordneten Gesichtspunkten konnte eine Entschei- 
dung über das endgültige Schicksal der Kaffeesteuer 
problematisch erscheinen: das gesamte Finanzwesen, 
insbesondere aber die Aufteilung der Steuereinnah- 
men zwischen Bund und Ländern wird für revisions- 
bedürftig gehalten. Sollte eine entscheidende Ver- 
änderung auf dem Gebiet einer derart ins Gewicht 
fallenden Verbrauchsteuer daher nicht besser bis 
zu einer Neuordnung des Finanzwesens zurück- 
gestellt werden? Auch wenn die von den Antrag- 
stellern vorgeschlagene Kompromißlösung, den stu- 
fenweisen Abbau der Kaffeesteuer erst mit dem 
1. Januar 1962 beginnen zu lassen, fiskalisch nicht 
allzu schwerwiegend wäre? 

Abgesehen davon, daß der Beschluß, den zum 
1. Januar 1959 gesenkten EWG-Zoll durch eine Er- 
höhung der Kaffeesteuer zu kompensieren, der 
Bundesrepublik den Vorwurf (mit dem sich bereits 
der Schriftliche Bericht des Finanzausschusses — - zu 
Drucksache 678 — vom 28. November 1959 ausein- 
andersetzte) europafeindlichen Verhaltens eingetra- 
gen hat, ist die Bundesrepublik in verschiedenen 
internationalen Gremien, zuletzt auch in der EWG- 
Kommission — wegen ihrer Kaffeebesteuerung 
Angriffen ausgesetzt. 

Als besonders problematisch erweist sich der Ge- 
sichtspunkt der politisch-psychologischen Wirkung 
der Kaffeesteuer auf die Entwicklungsländer. Es 
kann nicht bestritten werden, daß der zu erwartende 


Mehrverbrauch nach Wegfall der Kaffeesteuer nicht 
zu einer effektiven Entlastung der Wirtschaftslage 
der Entwicklungsländer führen würde: Unterstellt 
man eine Mehreinfuhr von 10 v. H. = 20 800 t bei 
einem Preis von etwa 3400 DM je t fob Ursprungs- 
land, so könnten sämtliche Kaffee-Erzeugungsländer 
insgesamt mit einem Mehrabsatz von rund 70 Mio 
DM rechnen. In diesen Gewinn müßten sich etwa 
15 Länder teilen. Darüber hinaus stellt sich die Frage, 
ob es im wohlverstandenen wirtschaftlichen Inter- 
esse dieser Länder liege, ihre Monokulturen weiter 
zu intensivieren. 

Nicht zu diskutieren hatte der Ausschuß die Frage, 
wem letztlich in den einzelnen Erzeugungsländern 
eine solche Ausfuhrsteigerung zugutekäme — - es 
ist nicht unsere Sache, die wirtschaftliche Organisa- 
tion eines fremden Staates zu kritisieren. Wohl 
aber ist als Faktum hinzunehmen, daß die in Frage 
kommenden Entwicklungsländer an dem Vorhanden- 
sein und der Höhe der deutschen Kaffeesteuer 
Anstoß nehmen und ihre Beseitigung als einen 
wesentlichen Beitrag zur Förderung ihrer wirtschaft- 
lichen Entwicklung empfinden. 

III. 

Die antragstellende Fraktion sowie die Vertreter 
der Fraktion der FDP im Finanzausschuß haben den 
politischen Erwägungen den Vorrang gegeben und 
sich dafür ausgesprochen, die Kaffeesteuer in drei 
Stufen abzubauen; sie solle am 1. Januar 1962 um 
ein Drittel und zum 1. Januar 1963 um ein weiteres 
Drittel gesenkt und schließlich am 1. Januar 1964 
völlig beseitigt werden (auch sollte der Gesetzent- 
wurf um eine Übergangsvorschrift für bereits ver- 
steuerten Kaffee ergänzt werden). 

Die Vertreter der Mehrheitspartei im Finanzaus- 
schuß halten es jedoch aus grundsätzlichen, finanz- 
und haushaltspolitischen Erwägungen nicht für ange- 
zeigt, noch in dieser Wahlperiode eine Entscheidung 
über das künftige Schicksal der Kaffeesteuer zu 
treffen. Der modifizierte Gesetzentwurf der Fraktion 
der SPD wurde daher mit Mehrheit abgelehnt. 

Ich darf das Hohe Haus bitten, dem Vorschlag des 
Finanzausschusses zu folgen. 


Bonn, den 15. Juni 1961 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — - Drucksache 1441 — für 
erledigt zu erklären, 

2. den Gesetzentwurf — Drucksache 2437 — abzu- 
lehnen. 


Bonn, den 15. Juni 1961 

Der Finanzausschuß 

Neuburger Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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